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Mehr Leadership! Der Weg in die Urban 
Governance am Beispiel von Creative City 
Politics.  
Eine Betrachtung im Lichte von Platons Staatstheorie 

 
Die Zukunft der europäischen Stadt ist davon abhängig, was Platon schon vor ca. 2400 Jahren als 
Kernstück politischen Handelns definierte: ihrer Regierbarkeit und der Form ihrer politischen 
Führung. Im Zuge von New Urban Governance ändern sich die Spielregeln und Erfolgskriterien 
dieser Regierbarkeit. Der Beitrag untersucht die wachsende Rolle von politischen Eliten und 
Leadership in der aktuellen Stadtentwicklung und sucht eine Bewertung des Trends zu mehr 
Leadership vor dem Hintergrund von Platons Staatstheorie. 

1 Einleitung 

Die Zukunft der europäischen Stadt ist davon 
abhängig, was Platon schon vor ca. 2400 Jah-
ren als Kernstück politischen Handelns defi-
nierte: ihrer Regierbarkeit und der Form ihrer 
politischen Führung. Die Regierbarkeit und 
ihre planungspolitische Gestaltung sind ein 
konstitutives Kriterium der europäischen 
Stadt. Dies hat Walter Siebel (2004) in seinem 
Einleitungskapitel zum Buch „Die europäi-
sche Stadt“ dargestellt. So schreibt der Olden-
burger Stadtsoziologe: „Die europäische Stadt 
– das ist ihr … Merkmal – ist sozialstaatlich re-
gulierte Stadt“. Sie ist nicht zu verstehen ohne 
die bewusste planerische Gestaltung ihrer In-
frastrukturen, Wohngebiete und Ver-
kehrsachsen. Dementsprechend umfassend ist 
die europäische Stadt als konstitutiv „geplante 
Stadt (…) von den Wertvorstellungen und Leit-
bildern einer professionellen Elite von Woh-
nungspolitikern, Städtebauern und Architek-
ten geprägt“ (Siebel 2004, 17f). 

Stellt sich heute die Frage nach der Zukunft 
der europäischen Stadt, so schließt dies not-

wendig die Frage nach ihrer zukünftigen poli-
tischen Steuerung ein. Staatliche Regulie-
rung war in der Vergangenheit prägend für 
ihren Aufbau – und sie wird zukünftig ent-
scheidend sein für die Bewahrung eines Erbes 
der europäischen Stadt. Aber wie wird die Zu-
kunft der europäischen Stadtregion – also ei-
nes komplexen Agglomerationsgebildes, das 
weit über die Grenzen der Kernstadt hinaus 
reicht – steuerbar und politisch regulierbar 
sein? Und wer sind die professionellen Gestal-
ter, die Politiker und Planer, die den Mut und 
die Tatkraft, den Weitblick und die Durchset-
zungsfähigkeit haben, weiterhin die Zukunft 
und Zukunftsfähigkeit der europäischen Stadt 
zu gestalten? 

‚New Urban Governance’ bezeichnet ein Dis-
kussionsfeld zu solchen Fragen, das leider oft 
diffus wirkt. Ich möchte Grundzüge der Urban 
Governance Debatte vorstellen und im Hin-
blick auf ihre Tragfähigkeit für zukünftige Po-
litiken in der europäischen Stadt betrachten. 
Hierbei vertrete ich eine klare These. Ich ver-
mute, dass die Führungsrolle der politischen 
Eliten wächst. Ihr Auftrag wandelt sich gravie-
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rend gerade im Zusammenhang von New Ur-
ban Governance. Im modernen politikwissen-
schaftlichen Vokabular erhält ‚Leadership’ ei-
ne spezifische, hohe Aufwertung. Ebenso lie-
ße sich aber auch im alteuropäischen Gewan-
de der Sprache der Griechen die Frage formu-
lieren nach der Rolle und dem gegenwärtig 
notwendigen Charakter der ‚Führer des Staa-
tes’.  

Um meine These zu erläutern vom Bedeu-
tungsgewinn der Leadership wende ich mich 
empirisch dem aktuell florierenden städti-
schen Politikfeld der „Creative City Politics“ 
zu. Diese umschreiben eine – zu Teilen neoli-
berale – Stadtentwicklungsstrategie, die der-
zeit von Manchester bis Tampere, von Am-
sterdam über Barcelona bis nach Hamburg en 
Vogue ist zur Gewinnung kreativer Ökonomi-
en und kreativer Beschäftigter, und damit Be-
wohner, für die Stadt (vgl. Florida 2002). 

2 Die „Führer des Staates“ bei Platon 

Das Nachdenken über den rechtmäßigen 
Staatsaufbau und die Rolle der „Führern des 
Staates“ steht für Platon im Zentrum aller ge-
sellschaftspolitischen Fragen. Und so kommt 
er in seiner Philosophie zu der Kernfrage: 

„Nachdem als wahre Weisheitsfreunde (Philoso-
phen) diejenigen sich herausgestellt haben, die das 
ewig unwandelbare Sein zu erfassen vermögen, als 
die nicht wahren aber die, welche im mannigfalti-
gen und wandelbaren Sein herumtappen, so folgt 
natürlich nun die weitere Vorfrage: Welche von 
beiden Klassen soll nun Führer des Staates sein?“ 
(Platon 1982, 205) 

In seiner Antwort ist Platon hier eindeutig. 
Regierender im Staate und somit für das Ge-
meinwesen verantwortlich könne vernünfti-
gerweise nur sein, wer auch als Mensch hier-
für geeignet ist. In Platons Auffassung können 
die Führer des Staates deshalb nur einer ge-
sellschaftlichen Gruppe entstammen: den 
Weisheitsfreunden, also den Philosophen. 
Acht Eigenschaften ordnet Platon diesen 
Männern und Frauen zu, die sie aus seiner 
Sicht zu idealen Regierenden und den Garan-
ten einer gelungenen Staatsführung machen: 
Sie sind wissbegierig und verlangen nach 
Wahrheit und Erkenntnis, sie kennen die Ge-
winnsucht nicht und ihnen sind Feigheit und 
Niedertracht fremd, sie sind gerecht und hu-
man, verfügen über Gelehrigkeit, ein gutes 
Gedächtnis, und wissen um das rechte Maß 
durch eine Schulung und Hinwendung zu 
den Künsten und Musen. Aufgrund dieser 

Haupteigenschaften besitzen sie die Eignung, 
die notwendig sei zur Führung des Staates 
(Platon 1982, 207-211).  

Eine solche Beschreibung der Einstellungs-
voraussetzungen für eine politische Füh-
rungskraft scheint weit von unserer heutigen 
Lage entfernt. Denn wie viel von Platons philo-
sophischen Vorstellungen eines guten Regen-
ten finden wir bei unseren politischen Füh-
rungspersönlichkeiten in den Städten oder auf 
Bundesebene vor? Vermutlich können Platons 
Anspruch und unsere Wirklichkeit einander 
kaum fremder sein. Diesen Eindruck zumin-
dest vermitteln die Medien und das Presse- 
und Bürgerecho auf die Verhaltensweisen 
deutscher Politiker. 

Platon hat also eine realitätsferne, politische 
Gestalt gezeichnet. Nicht nur gemessen an 
heutigen Zeiten, sondern auch für seine Epo-
che des antiken Stadtstaates auf dem Wege 
zur Demokratie entwarf er „ein von allen 
Wirklichkeiten fernes Idealgebilde, eine Uto-
pie“ (Gadamer 1985,  248). Platons Vorstellun-
gen als Idealgebilde sind jedoch nicht reine 
Geburten seiner Theorie. Vielmehr beruhen 
sie auf seinen Erfahrungen in einer Zeit, als 
Athen nach dem Peleponnesischen Kriege ei-
ner Tyrannenherrschaft anheim gefallen ist 
und zu Platons Lebzeiten stetig kämpfte um 
das wieder Erringen der Demokratie (vgl. Ga-
damer 1985). Platon hatte in seiner Jugend die 
wohl größte persönliche, politische Enttäu-
schung erlebt: die Verurteilung seines Lehrers 
Sokrates im Athen des Jahres 399 vor Chr. 
zum Tode allein für seine philosophischen 
Überzeugungen. Das Sokratische Credo, „ich 
weiß, dass ich nicht weiß“, schien den Tyran-
nen zu gefährlich, als dass sie den damals 
über 70-jährigen Weisen verschont hätten  
(vgl. Helbrecht 2001). Im Gegenentwurf zu 
dieser frustrierenden Jugenderfahrung an po-
litisch-philosophischer Unfreiheit und den 
Folgen von Gedanken-Tyrannei sowie als Kri-
tik an den realen Verhältnissen entwirft Pla-
ton einen idealen Staat (vgl. Gadamer 1985). 
Nach seiner Vorstellung sollten die Philoso-
phen als Weisheitsfreunde den Staat führen 
und die Herrscher durch Philosophie die 
Staatsführung erlernen. Platons Schrift ist al-
so nicht nur philosophisches Gedankengut, 
sondern sie ist ebenso ein politischer Protest 
gegen das damalige gesetzlose Gebaren der at-
tischen politischen Kaste. Als Schriftsteller 
suchte Platon gesellschaftlich zu wirken und 
politisch Einfluss zu nehmen, indem er beton-
te: „Daß diejenige von beiden Klassen als 
Staatshüter zu bestellen ist, von der es sich of-
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fenbar zeigen würde, daß sie die Fähigkeiten 
habe, sowohl über das Grundgesetz des Staa-
tes als auch über die gehörige Berufspflichter-
füllung der Staatsglieder die Obhut zu füh-
ren“ (Platon 1982, 205). 

Die heutigen Debatten zu New Urban Gover-
nance sind von dem Idealgebilde Platons 
mindestens ebenso weit entfernt, wie er selbst 
es von der politischen Wirklichkeit seiner Zeit 
war. Dennoch scheint es mir lohnend, aktuelle 
Debatten zu New Urban Governance in der 
europäischen Stadt einmal in diesem alteuro-
päischen, antiken Kontexte der Staatsphiloso-
phie Platons zu sehen. Platons Blick auf unse-
re gegenwärtige Situation eröffnet neue Per-
spektiven: der lange Atem der Geschichte 
zeigt, wie überdauernd und zeitlos manche 
Problematiken sind. Und so erscheint das 
vermeintlich unlösbare Problem der Gegen-
wart, das heute Drängende, im historischen 
Blick als Kontinuum.  

3 Begriffsklärungen: Governance und Govern-
ment 

Government meint schlicht Regierung. Poli-
tikwissenschaftlich bezeichnet Government 
das politisch-administrative System (vgl. 
Haus/Heinelt 2004). Der Begriff Governance 
wird im Zusammenhang mit Urban Gover-
nance, Regional Governance oder European 
Governance verwendet. Er verweist auf die 
schrumpfende Rolle der politischen Führung 
im Übergang von Government zu Governance. 
Urban Governance ruht auf einem Wandel im 
Verständnis lokaler Steuerung, der gekenn-
zeichnet ist von einem relativen Bedeutungs-
verlust der lokalen Politik und öffentlichen 
Verwaltung und der im Verhältnis dazu ge-
stiegenen Einflussnahme und Beteiligung pri-
vater Akteure am öffentlichen Handeln (vgl. 
Häußermann 2006). Politische Steuerung 
durch Governance findet in neuen formellen 
und informellen Allianzen, Partnerschaften, 
Netzwerken oder Verbünden statt, die im 
Zusammenspiel von öffentlichen und 
zivilgesellschaftlichen Kräften entstehen. 
„Unter urban governance wird ein Steue-
rungs- und Regelungssystem mit formellen 
und informellen Elementen verstanden, das 
staatliche und gesellschaftliche Akteure zu-
sammenführt“ (Jakubowski 2007, 22).  

In der Literatur herrscht Konsens darüber, 
dass neue Governance-Strukturen das eta-
blierte politisch-administrative System in den 
Städten und Staaten grundlegend verändern 
werden. Dennoch ist der Begriff Governance – 

trotz jahrelanger Debatte – noch immer nicht 
exakt wissenschaftlich definiert. Über den Be-
deutungsverlust des Alten ist Einigkeit herge-
stellt. Die präzise Beschreibung des Neuen 
wird noch tastend diskutiert. So bezeichnet ei-
ne allgemein gehaltene Definition Governan-
ce bspw. als: „the traditions and institutions by 
which authority in a country is exercised. This 
includes (1) the process by which governments 
are selected, monitored and replaced, (2) the 
capacity of the government to effectively for-
mulate and implement sound policies, and (3) 
the respect of citizens and the state for the in-
stitutions that govern economic and social in-
teractions among them” (Kaufmann 2004,  1 
zitiert nach Fürst 2007,  5). Eine konzentriert 
auf das Verhältnis von alten und neuen Regu-
lierungsformen gerichtete Definition versteht 
unter Governance „das Gesamt aller neben-
einander bestehenden Formen der kollektiven 
Regelung gesellschaftlicher Sachverhalte: von 
der institutionalisierten zivilgesellschaftli-
chen Selbstregelung über verschiedene For-
men des Zusammenwirkens staatlicher und 
privater Akteure bis hin zu hoheitlichem 
Handeln staatlicher Akteure“ (Mayntz 2003 
zitiert nach Kuder 2007, 42). 

Systematisch ist die Governance-Forschung, 
will sie einen wissenschaftlichen Mehrwert 
produzieren, darauf angewiesen, ihre Be-
griffswelt stringent und in Abgrenzung zu 
vorhandenen Konzepte zu entwickeln. Hier-
für ist bedeutend, das Augenmerk der Unter-
suchung auf die spezifischen Regelsysteme 
und Institutionen der privat-öffentlichen 
Netzwerke zu richten, die als Governance 
neue Steuerungsformen ermöglichen. Hier 
sind beispielsweise Fragen nach Leadership, 
den Motiven der Beteiligten, der Stabilität und 
Effizienz öffentlich-privater Arrangements 
sowie den darin zur Geltung kommenden Re-
gelsystemen relevant. Ähnliche Aspekte wer-
den in der Stadtforschung bisher unter den 
Begriffen der Urban-Regime-Forschung (in-
formelle Handlungs-Koalitionen zwischen 
Kommune und Wirtschaft), der Korporatis-
musforschung (Konsensbildung im Verhand-
lungsdreieck Arbeit, Kapital, Staat) und der 
pfadorientierten Regionalentwicklung (Clu-
ster- und Milieuforschung) diskutiert (vgl. 
Haus/Heinelt 2004). 

Im Zwischenbereich von Government und 
Governance angesiedelt ist der Begriff der ‚Go-
vernmentality’. Er ist eng verbunden mit Mi-
chel Foucaults Nachdenken über Raum, Dis-
ziplin und Regierung (vgl. Elden 2007). In ei-
nem Vortrag am 11. Januar 1978 hatte Michel 



4|14 Ilse Helbrecht: Mehr Leadership! Der Weg in die Urban Governance... 

www.planung-neu-denken.de 

Foucault über den Zusammenhang von staat-
licher Souveränität, Sicherheit und Diszipli-
nierung gesprochen und deren Mechanismen 
am Beispiel der Regierbarkeit der Stadt be-
trachtet (Foucault 2007). Gemeinhin wird je-
doch in der New Urban Governance Debatte 
hierauf kaum Bezug genommen, denn Fou-
caults gesellschaftstheoretische Untersu-
chungen sind nicht originär an einem Beitrag 
zum stadtpolitischen Diskurs interessiert. Auf 
dem engeren akademischen Feld, dem praxis-
orientierten Gedankenacker der Stadt- und 
Regionalforschung wird der politische Wandel 
von Government zu Governance maßstabs-
spezifisch betrachtet. Er ist historisch einge-
bettet in einen Paradigmenwechsel im Staats-
verständnis vom hoheitlichen zum aktivieren-
den und kooperativen Staat.  

In Deutschland begann die vermehrte Einbe-
ziehung zivilgesellschaftlicher Akteure Ende 
der 1980er Jahre im Zuge vieler Stadtmarke-
ting-Projekte (vgl. Helbrecht 1994). Die Pla-
nung in Projekten und die Zunahme des Pro-
jektmanagements in Public-Private Partners-
hip ist ein durchgehendes Moment in der 
Stadtgestaltung und Stadtentwicklung seit die-
ser Zeit. Was somit zwei Dekaden zuvor an 
Grundfragen über die Vor- und Nachteile 
solch neuer Allianzen von öffentlicher und 
privater Hand diskutiert wurde, wird nun ak-
tuell besprochen an konkreten Projekten wie 
z.B. den Business Improvement Districts oder 
den strategischen Partnerschaften in den Pro-
grammen der sozialen Stadt (vgl. Fürst 2007, 
6). Man muss also nicht so weit zurück gehen 
und Platon bemühen, um schlicht zu zeigen, 
dass viele Debatten zu Stadtpolitik in ihren 
Grundzügen sich über die Zeiten ähneln. Al-
lein die aktuellen Gewänder und Vokabeln 
der Themen ändern sich zum Teil. Insgesamt 
beobachten wir schon seit nunmehr zwanzig 
Jahren den Einzug von Urban Governance in 
die Stadtentwicklungspolitik. Inwieweit es 
somit inhaltlich gerechtfertigt ist, heute noch 
von New Urban Governance zu sprechen, 
scheint mir eine Frage der diskursiven Veror-
tung und der Suche nach rhetorischer Neu-
heit zu sein – in der Sache erkenne ich seit ca. 
zwanzig Jahren einen kontinuierlichen Wan-
del in Richtung Urban Governance.  

Auch die Gründe für den Umbau vom Go-
vernment zu Governance sind über die Deka-
den relativ stabil. Traditionelle Gemeinwe-
senaufgaben der Kommunen werden heute in 
öffentlich-privater Partnerschaft bewältigt auf-
grund von: 

a) Finanzmangel: Städte haben immer weni-
ger freie Spitzen im Haushalt, also frei ver-
fügbare Einkünfte, sondern ersticken statt des-
sen an ihren Pflichtaufgaben (Wollmann 
2004, 364f). Ein Investitionsstau bei Schulen, 
Straßen, Pflegeheimen, Kindergärten, Sport- 
und Kultureinrichtungen türmt sich unheil-
voll auf. Somit müssen zunehmend privates 
Engagement und privates Kapital dort eintre-
ten, wo früher die öffentliche Hand alleine 
noch Grunddaseinsvorsorge betreiben konnte 
(Sack/Gissendanner 2007, 29).  

b) Akzeptanzmangel: Politikverdrossenheit 
und der Vertrauensverlust der Bürgerinnen 
und Bürger in ihre politische Führung treten 
durch zurückgehende Wahlbeteiligung zu 
Tage. Oft liegt diese bei Kommunalwahlen 
heute nur bei ca. 50 Prozent, während in den 
1980er Jahren noch vielfach ca. 80 Prozent der 
Bürgerinnen und Bürgern den Gang zur Urne 
antraten (vgl. Sack/Gissendanner 2007, 30).  

c) Effizienzmangel: Neue Steuerungsmodelle 
der Kommunen wurden zunächst unter dem 
Stichwort „Konzern Stadt“ mit Elementen wie 
beispielsweise Kontrakten innerhalb der 
Stadtverwaltung, (Teil-)Privatisierungen öf-
fentlicher Dienstleistungen und Budgetierung 
ebenfalls seit ca. zwei Jahrzehnten erprobt. 
Der Effizienzmangel der öffentlichen Verwal-
tung hat öffentlich-privaten Partnerschaften 
legitimatorisch und funktional die Türen weit 
geöffnet. 

Hinzu treten neben die drei Mangelerschei-
nungen des politisch-administrativen Systems 
neue Aufgabentypen in der städtischen Ent-
wicklungspolitik. Der hitzig gewordene inter-
nationale Städtewettbewerb hat geänderte An-
forderungskataloge an die Stadtverwaltungen 
herangeführt und so politisches Handeln auf 
kommunaler Ebene grundlegend verändert. 
Kommunalpolitik ist zunehmend auch Au-
ßenpolitik, weil sie sich auf internationalem 
Feld bewegen muss. Dies zeigt sich in der 
Sportpolitik, wo die Städte wie München, Pe-
king oder Athen als Austragungsorte der 
Olympischen Spiele zum Symbol, Identitäts-
stifter und Stellvertreter der Nation werden. Es 
zeigt sich in der Wirtschaftspolitik, in der die 
Kommunen über Flughafenbeteiligungen 
oder die Hafenpolitik wie im Falle von Ham-
burg und Bremen überhaupt erst die Infra-
struktur der Globalisierung schaffen, und so 
die Voraussetzungen für Globalisierung und 
den Exporterfolg der deutschen Wirtschaft be-
reit stellen. Heutige städtische Wirtschaftsför-
derungs-, Ansiedlungs- oder Kulturpolitik ist 
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mindestens in eine europäische (Städ-
te)Konkurrenz und gewiss in einen globalen 
Kontext gestellt. Hierauf reagieren die Städte 
vielfach mit New Urban Governance-
Strukturen, indem sie Kräfte außerhalb der 
klassischen Stadtverwaltungen und Parteien 
für sich zu mobilisieren suchen. 

4 New Urban Governance: Wessen Nutzen? 

In der Einschätzung von Urban Governance-
Strukturen wird an zentraler Stelle vor allem 
ein Konflikt identifiziert: Governance-
Strukturen sind aufgrund ihrer Chancen zur 
Überwindung der Akzeptanz-, Effizienz- und 
Finanzmängel klassischen Governments un-
verzichtbar. Es erscheint für wettbewerbsfähi-
ge Städte heute unerlässlich, in ihrer politi-
schen Steuerung zunehmend auf komplexe 
Geflechte öffentlich-privater Akteure zu ver-
trauen. Dass diejenigen privaten Bürger, In-
teressenträger und Lobbyisten, die von einer 
politischen Entscheidung betroffen sind, nun 
an eben dieser gezielt mitwirken, ist geradezu 
zentrales Prinzip von Urban Governance-
Strukturen: „Denn typisch für Governance-
Arrangements im Sinne der urban governan-
ce ist, dass diejenigen, die von gesellschaftli-
chen Steuerungsprozessen profitieren sollen, 
in das Netzwerk der Govenance einbezogen 
werden“ (Fürst 2007, 9). Damit stellt sich un-
verrückbar und nachdrücklich die Frage nach 
der Manipulation und Beeinflussbarkeit poli-
tischer Entscheidungen des städtischen Ge-
meinwesens durch die Macht und Beteili-
gungsfähigkeit Privater. Politikwissenschaft-
lich steht hier ein Dilemma mitten im Haus 
durch die Beteiligung privater Akteure, ein Di-
lemma zwischen Skylla und Charybdis, zwi-
schen dem Komplexitätsgewinn und dem Le-
gitimationsverlust öffentlichen Handelns 
durch New Urban Governance. 

Eine landläufige These als Ausweg aus dem 
Dilemma lautet: „Governance Arrangements 
ergänzen die traditionellen Government-
Strukturen, können sie aber, zumindest in 
Deutschland, nicht ersetzen. Denn sie haben 
den formalen Status von Vor-Entscheider-
Gruppierungen“ (Fürst 2007, 6). Zwar würden 
private Akteure in intimer Weise am öffentli-
chen Handeln beteiligt. Aber formal und for-
mell seien Bürgermeister, Stadtrat, Stadtver-
waltung und Recht und Gesetz ja vollständig 
in Takt. Ist diese These richtig? Und trifft sie 
die Brisanz der Lage? 

Im Folgenden versuche ich zu zeigen, warum 
es formal im Sinne von Dietrich Fürst tatsäch-

lich keinen Ersatz von Government durch Go-
vernance-Strukturen gibt, warum es aber in-
haltlich zugleich notwendig ist, Governance-
Arrangements als substanzielle Form der po-
litischen Steuerung zu betrachten. Vor allem 
die neue Rolle der politischen Führung, also 
der Bedeutungsgewinn von ‚Leadership’ im 
Rahmen von New Urban Governance, wird 
vielfach übersehen. Platons Frage nach den 
‚Führern des Staates’ gewinnt heute neue Re-
levanz. Um dies zu disktutieren, scheint mir 
ein relativ neues Politikfeld besonders auf-
schlussreich: „Creative City Politics“. 

5 Creative City Politics: aktuelles Beispiel der New 
Urban Governance 

5.1 Stadtentwicklung in der Wissensgesellschaft 

Wirtschaftswachstum ist heute zunehmend 
abhängig von Wissenswachstum. Die Prosperi-
tät Deutschlands – ebenso wie aller Dienstlei-
stungsnationen – ruht vermehrt auf der Pro-
duktivitätssteigerung durch Wissensgewinn 
und damit auf der erfolgreichen Verwertung 
von Wissen als Wertschöpfungsfaktor. Mehr 
als die Hälfte der Wertschöpfung in den 
OECD-Ländern wird von wissensintensiven 
Unternehmen erbracht. In Deutschland ba-
sieren ebenfalls ca. 60 Prozent der Wertschöp-
fung auf der Wirtschaftsleistung wissensba-
sierter Betriebe (vgl. Stehr 2001, 17). Der Wan-
del zur Wissensökonomie ändert auch die 
Funktion und Bedeutung der Arbeitskraft: 
Wissen ist an den Menschen (als ökonomi-
schen Faktor) gebunden. Hochqualifizierte 
Beschäftigte, insbesondere Hochschulabsol-
venten, sind nicht nur die Träger der Ressour-
ce Wissen. Sie sind in der Wissensökonomie 
auch Schöpfer des Wissens, ebenso wie seine 
Anwender und Multiplikatoren (vgl. Helbrecht 
2004). Hochqualifizierte Beschäftigte finden 
sich als Experten in der Raum- und Luftfahrt-
industrie, der Softwareindustrie, der biomedi-
zinischen Forschung, in Multimediabetrie-
ben, der Logistikbranche oder dem Webdesign. 
Sie werden aufgrund ihrer zentralen Stellung 
im (Wissens)Produktionsprozess selbst zu ei-
ner stark nachgefragten „Ware“, zum Eng-
passfaktor, um dessen Einsatz ein intensiver 
Wettbewerb der Städte und Unternehmen 
herrscht. Die Wirtschaftsförderung muss also 
ihren Ansatz der „Bestandspflege“ von den Be-
trieben auf die hochqualifizierten Beschäftig-
ten ausweiten. Vor dem Hintergrund dieser 
Herausforderungen für die Stadtentwicklung 
und Wirtschaftsförderung drängt sich die Fra-
ge in den Vordergrund: Mit welchen Formen 
der New Urban Governance können hoch qua-
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lifizierte Arbeitskräfte in der europäischen 
Stadt und Arbeitsplätze gefördert und gehal-
ten werden? 

 „Philosophie“: Welche Konzepte von Stadt 
und Stadtentwicklung mit welchen urbanen 
Entwicklungsstrategien fördern die Attrak-
tion von Hochqualifizierten? 

 Organisation: Welche Organisationsformen 
und Netzwerkstrukturen öffentlicher und 
privater Akteure sind zur Förderung eines 
Arbeitsmarktpools von Hochqualifizierten 
hilfreich? 

 Projekte: Welche innovativen Projektideen 
versprechen hervorragende Wirkungen im 
Bereich des Humankapitals? 

5.2 Drei Fallstudien: Gegenstand und Methode 
der Untersuchung 

Wir haben in einer empirischen Studie gezielt 
jene Stadtregionen in Europa untersucht, die 
ihre Wirtschaftspolitik bewusst auf die Attra-
hierung und Förderung von Hochqualifizier-
ten ausrichten (siehe Helbrecht/Meister 
2007). Drei europäische Vorreiter wurden von 
uns ausgewählt, um in empirischen Fallstudi-
en neue Urban Governance-Formen im Kon-
text der Wirtschaftsförderung zu untersuchen: 
Tampere (Finnland), Manchester (Großbri-
tannien) und Amsterdam (Niederlande). In al-
len drei Fallstudienstädten wurde eine explo-
rative Studie durchgeführt, die auf qualitati-
ven Methoden gründet. Den Gegenstand der 
Recherche bildeten personenorientierte 
Maßnahmen der Wirtschaftsförderung, die 
auf die Gewinnung von Hochqualifizierten 
zielen.  

Der Begriff der „Hochqualifizierten“ verweist 
auf eine rein formale Qualifikation eines Bil-
dungsabschlusses und ist dementsprechend 
empirisch gut zu verwenden. Als Hochqualifi-
zierte werden statistisch Menschen mit Hoch-
schulabschluss erfasst. Hochqualifizierte Be-
schäftigte sind nicht notwendigerweise auch 
kreativ. Während sich die Anzahl der Hoch-
qualifizierten in einer Stadt der Beschäftig-
tenstatistik entnehmen lässt, bereitet die Iden-
tifikation und Abgrenzung von kreativen Wis-
sensarbeitern Schwierigkeiten. Das Ausbil-
dungsniveau gibt die gesuchte Zielgruppe un-
vollständig wider, denn Kreativität ist nicht an 
einen Universitätsabschluss gebunden. Die 
Einteilung nach Wirtschaftssektoren in kreati-
ve und nicht-kreative ist ebenfalls problema-
tisch, da prinzipiell in allen Branchen Tätig-

keiten erforderlich sind, die ein unterschiedli-
ches Maß an Kreativität verlangen. Kreative 
Arbeitskräfte finden sich bei Finanzdienstlei-
stern, im Baugewerbe und in der Werbung, in 
Technologieunternehmen, Handwerksbetrie-
ben oder dem Einzelhandel. Andererseits fal-
len in allen genannten Branchen gleichzeitig 
auch Arbeiten an, für die weniger Kreativität 
benötigt wird.  

In diesem Aufsatz wird der Terminus „Hoch-
qualifizierte“ als branchenübergreifender Be-
griff verwendet, der alle Erwerbstätigen mit 
Hochschulabschluss umfasst. Mit der „kreati-
ven Klasse“ werden im Sinne Richard Floridas 
diejenigen Berufsgruppen bezeichnet, die 
aufgrund ihres kreativen Vermögens wert-
schöpfend sind (unabhängig vom formalen 
Grad der Bildung). „Wissensarbeiter“ soll als 
Restkategorie alle Funktionen und Tätigkei-
ten umschreiben, die nicht direkt mit der Pro-
duktion materieller Güter befasst sind.  

In den drei untersuchten Fallstudienstädten 
handelt es sich nun um relativ neue Ansätze 
der Förderung von Hochqualifizierten, die in 
den Städten zu Teilen noch in der Entwick-
lung sind - und damit gegebenenfalls auch lo-
kalpolitisch umstritten. Den Ausgangspunkt 
der Untersuchung bildete die Analyse amtli-
cher Dokumente. In jeder Stadt wurden zu-
sätzlich zur Dokumentenanalyse zwischen 
sieben und zehn leitfadenorientierte Exper-
teninterviews geführt. Bei den ausgewählten 
Expertinnen und Experten handelt es sich um 
Personen, die an der Formulierung und Um-
setzung der entsprechenden Programme di-
rekt beteiligt sind. Zu den Ansprechpartnern 
gehörten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Behörden für Wirtschaft, Kultur und 
Stadtentwicklung, der Handelskammer, der 
Wirtschaftsförderung und des Stadtmarke-
tings sowie Vertreter kreativer Branchen im 
weitesten Sinne. Die leitfadenorientierten In-
terviews fanden im Oktober 2006 vor Ort statt. 
Die ein- bis zweistündigen Interviews wurden 
aufgenommen und vollständig transkribiert. 
Anschließend erfolgte die Strukturierung und 
Auswertung der Transkripte mit Hilfe eines 
Codierleitfaden.  

5.3 Ergebnisse: New Urban Governance in 
Amsterdam, Manchester und Tampere 

In allen drei Städten dient die Förderung von 
Kreativen Industrien als strategisches Ele-
ment, um die Attraktivität der Standorte für 
Hochqualifizierte zu steigern. Die Philosophie 
der Stadtentwicklung ist in den drei gewählten 
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Orten davon durchdrungen, mit dem Ansatz 
einer Creative City Politics ein hohes Wach-
stum an qualifizierten Arbeitsplätzen insge-
samt in der Stadt zu erwirken. Kreative Indu-
strien werden strategisch eingesetzt und be-
wusst positioniert als Milieugeber einer krea-
tiven, metropolitanen Szene. Sie schaffen 
Stadträume mit hoher Lebensqualität und 
produzieren das Image einer kreativen Stadt. 
Trotz der Gemeinsamkeiten unterscheiden 
sich die drei Städte Amsterdam, Manchester 
und Tampere deutlich in der Wahl ihren Ur-
ban Governance Formen im Rahmen der 
kreativen Stadtpolitik. Es lassen sich drei stra-
tegische Ansätze unterscheiden: (a) Speerspit-
zenfunktion,  (b), Black Box-Strategie, (c) Sek-
torenpolitik. 

(a) Die Förderung von Kreativität und Kreati-
ven Industrien wird in Amsterdam als Speer-
spitze einer Wirtschaftspolitik genutzt, die 
darauf abzielt, Amsterdam als kreative Wis-
sensstadt international besser zu positionie-
ren. Die Speerspitzenfunktion der Kreativen 
Industrien bedeutet mindestens dreierlei:  

 Erstens sind Kreative Industrien Standort-
bildner. Sie tragen von den wissensintensi-
ven Branchen am stärksten bei zu Image, 
Atmosphäre, urbanem Lebensstil und Stadt-
kultur. 

 Zweitens geben Kreative Industrien Wach-
stumsimpulse. Sie weisen starke Wach-
stumsraten auf und induzieren mit ihrem 
Bedarf an Technologie Wachstum in ande-
ren Feldern der Wissensökonomie. 

 Und drittens bilden Kreative Industrien ei-
ne kulturelle Fundierung der Wissensöko-
nomie. Sie wirken als Katalysatoren der 
Kulturalisierung von Stadt und Wirtschaft, 
z. B. durch die Design-, Medien- und Ästhe-
tikkompetenz vieler Kreativer Wissensarbei-
ter. 

(b) Tampere nutzt die Förderung von Kreati-
ven Industrien als wirtschaftspolitisches Expe-
rimentierfeld. Die Stadt verfolgt mit dem ent-
sprechenden Programm Creative Tampere 
vorrangig das Ziel, Arbeitsplätze zu schaffen, 
um lokale Hochschulabsolventen in der Stadt 
zu halten. Als Basis neuer Arbeitsplätze gilt 
die kommerziell verwertbare Kreativität der 
Kreativen Industrien. Der zentrale Begriff der 
Kreativität wird in der Wirtschaftsförderung 
bewusst als Black Box verwendet, um unvor-
hersehbare Herangehensweisen und Projekt-
vorschläge zuzulassen. Diese Black Box-

Strategie ruht auf Überlegungen, wonach das 
Unvorhersehbare in heutigen Wirtschaftspro-
zessen den Wettbewerbs- und Standortvorteil 
ausmache. Da Unvorhersehbares notwendig 
im vorhinein unbekannt sei, können konkrete 
Förderziele der Wirtschaftsförderung nicht 
benannt werden. 

(c) In Manchester bilden die Kreativen Indu-
strien Teil einer wachstumsorientierten Sek-
torenpolitik. Manchester durchläuft seit den 
1930er Jahren einen intensiven Strukturwan-
del. Auf dem Weg von der Industrie- zur Wis-
sensstadt sind vielfältige Cluster wissensin-
tensiver Branchen zu fördern. Kreative Indu-
strien werden im Rahmen der Sektorenpolitik 
als ein gleichwertiges Wachstums-Cluster ne-
ben anderen verstanden. In diesem Sinne ist 
es ebenso selbstverständlich, dieses Cluster zu 
fördern wie jedes andere. Die besondere Auf-
gabe und Funktion Kreativer Industrien (etwa 
im Unterschied zur Biotechnologie) besteht 
darin, die Standortatmosphäre zur prägen, das 
Image des Standorts zu verändern und der 
benachteiligten Bevölkerung neue Beschäfti-
gungsperspektiven aufzuzeigen. Da kreative 
Industrien weniger auf den formalen Grad an 
(Aus)Bildung ihrer Beschäftigten angewiesen 
sind, sondern vielmehr auf die realen Fertig-
keiten und (verborgenen) Talente, können sie 
gerade in problematischen Stadtteilen als 
Brücke in die wissensintensive Wirtschaft und 
damit in die wirtschaftliche Zukunft der Stadt 
eingesetzt werden. 

Betrachtet man neben diesen strategischen 
Orientierungen einerseits auf der Ebene der 
„Philosophie“ der Stadtpolitik auch anderer-
seits die Organisationsformen der Creative Ci-
ty Politics, so werden interessante Struktur-
merkmale deutlich. Gemeinsam ist allen drei 
Städten, dass in ihnen  trotz unterschiedlicher 
politischer Schwerpunktsetzungen in den 
Strategien überall vergleichbare Organisati-
onsformen der New Urban Governance zum 
Einsatz kommen. 
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Sektorübergreifende Wirtschaftsförderung  

Die Fallbeispiele zeigen: Eine Politik, die 
Kreative Industrien fördert, ist notwendiger-
weise ressortübergreifend. Creative City Poli-
tics berühren sowohl die Wirtschaftspolitik als 
auch die Kultur- und Stadtteilpolitik, sie erfor-
dern ein bestimmtes Umfeld und eine be-
stimmte Ausbildung. Um diesen Ansprüchen 
gerecht zu werden, organisieren die Fallbei-
spielstädte ihre Wirtschaftspolitik ressortüber-
schreitend und zum Teil über Kommunal-
grenzen hinaus. 

In allen drei Städten wurde die Strategie zur 
Förderung von Kreativen Industrien von ei-
nem interdisziplinärem Gremium formuliert, 
dem neben staatlichen Vertretern der ver-
schiedenen Fachbehörden auch Vertreter der 
Handelskammer, Mitglieder privater Lobbyor-
ganisationen und engagierte private Akteure 
angehören. In Tampere und Manchester wur-
de die Politik in der Form neu gegründeter 
Organisationen institutionalisiert. Creative 
Tampere und Manchester: Knowledge Capital 
(M:KC) sind nicht an bestimmte Fachbehör-
den gebunden.  

In Amsterdam ist eine behördenunabhängige 
Einrichtung auf der regionalen Ebene geplant. 
Für die Steuerung der Agentur ist ein politi-
sches Organ vorgesehen, das sich aus den Bür-

germeistern von Amsterdam, Harlem, Zaan-
dam, Utrecht und Hilversum zusammensetzt, 
sowie aus führenden Politikern der Provinz 
Nordholland und dem Direktor der Universität 
von Amsterdam. Die Leitung dieser Einrich-
tung soll ein unabhängiger Direktor über-
nehmen. M:KC arbeitet auch überörtlich, al-
lerdings ausschließlich in dem Agglomerati-
onsraum Greater Manchester. Der Einfluss-
raum von Creative Tampere beschränkt sich 
dagegen auf die Stadt Tampere. 

Form der Institutionalisierung 

In Tampere und Manchester treten die staatli-
chen Förderorganisationen nur als Vermittler 
und Moderatoren auf. In der Organisation 
Creative Tampere sind zwei Mitarbeiter fest 
angestellt. Konkrete Projektinitiativen  wer-
den von Akteuren aus Wirtschaft, Wissen-
schaft, Kultur erwartet; die Entwicklungen sol-
len “von unten” kommen (‚bottom-up’). In 
Manchester besteht bei M:KC das fest ange-
stellte Executive Team aus sieben Personen. 
Das Executive Team leitet die Organisation 
neuer Projekte und Aktivitäten. Es ist zur re-
gelmäßigen Berichterstattung gegenüber dem 
Manchester: Knowledge Capital Board ver-
pflichtet, das sich aus 21 führenden Akteuren 
der City Councils, Unternehmen, Universitä-
ten, Lobby-Organisationen aus der gesamten 
Greater Manchester Area zusammensetzt. 
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Die Unternehmer bilden die Mehrheit in die-
sem Gremium. 

Projektauswahl und -umsetzung 

Die Projektauswahl und -umsetzung erfolgt in 
allen drei Fallbeispielstädten unter Mithilfe 
privater Akteure. In Tampere werden die ein-
gereichten Projekte von Arbeitsgruppen aus-
gewählt, die sich jeweils aus zehn bis 15 Exper-
ten aus Stadt, Unternehmen, Kultur und Wis-
senschaft zusammensetzen. Jede Arbeits-
gruppe ist für ein Thema zuständig und trifft 
sich einmal im Monat. Das Steering Commit-
tee, das wiederum aus zwölf Experten besteht 
und sich ebenfalls monatlich berät, stimmt die 
ausgewählten Projekte aufeinander ab. Ein 
Advisory Board, dem auch internationale Ex-
perten angehören, kommt ein- bis zweimal im 
Jahr zusammen, um die Entwicklung und 
Richtung des Gesamtprojekts zu kontrollie-
ren. Aufgabe eines von der Stadt beschäftigten 
Projektmanagers und eines Projektkoordina-
tors ist es vor allem, das Projekt bekannt zu 
machen, Initiativen anzuregen und über or-
ganisatorische Abläufe zu informieren. 

M:KC in Manchester initiiert Projekte, dele-
giert die Umsetzung aber an andere Organisa-
tionen. “We don’t actually do anything! So the 
partners do these things, so if you think of 
“Knowledge Capital” as an umbrella, an um-
brella vision, underneath that umbrella there 
are lot of people doing things and it’s not us 
that’s doing it” (Interview Nr. 11). Für die Bear-
beitung von Projekten bildet M:KC ad-hoc 
„Koalitionen der Willigen“ mit privaten Ak-
teuren. Entsprechende Projekte sind in 
Amsterdam beabsichtigt, liegen aber noch 
nicht vor. 

Privates Engagement und Selbstregulierung 

Die Involvierung privater Akteure hat in allen 
drei Fallbeispielen oberste Priorität. Die priva-
ten Akteure werden in verschiedenen Phasen 
der Programme einbezogen: Sie helfen bei 
der Formulierung der Strategie (Amsterdam, 
Manchester, Tampere), bei Projektvorschlägen 
und -auswahl (Tampere, Amsterdam), bei de-
ren Umsetzung (Amsterdam, Manchester, 
Tampere) und bei der Evaluierung der Ergeb-
nisse (Amsterdam).  

Die gemeinsame Formulierung von Förder-
strategien durch private und öffentliche Ak-
teure wird als eines der Hauptargumente für 
eine regionale Entwicklungsagentur in Am-
sterdam genannt. Mit der Gründung der neu-

en Organisation sollen private Akteure stärker 
in die Verantwortung für die Entwicklung des  
kreativen Sektors genommen werden: “(The 
new organisation,d.V.) should also be a signal 
to the sector itself, this is not a responsibility 
exclusively for the public sector, no it’s also a 
responsibility for the sector itself” (Interview 
Nr. 15). Tampere ist ein Beispiel für die Delega-
tion der Projektauswahl an private Akteure 
(siehe oben). Welche Vorteile mit dieser Ar-
beitsteilung verbunden sind, zeigt das Beispiel 
des Amsterdamer Projekts Broedplaatsen, das 
professionellen Künstlern preiswerten Ar-
beitsraum vermittelt. Aus der Frage, welche 
Unternehmen oder Initiativen als kreativ ein-
gestuft werden und damit förderfähig sind, 
und welche nicht, halten sich die politischen 
Akteure in Amsterdam bewusst heraus. Die 
Auswahl wird der kreativen Branche selbst 
überlassen. Über die Förderfähigkeit von Per-
sonen und Initiativen entscheidet ein unab-
hängiges Gremium, das aus sieben Mitglie-
dern besteht, von denen mindestens drei prak-
tizierende Künstler sein müssen. Die anderen 
Mitglieder werden nach verschiedenen Krite-
rien ausgewählt, wie beispielsweise ihren 
Kenntnissen des künstlerischen und kulturel-
len Milieus Amsterdams (vgl. Bureau Broed-
plaatsen 2006). “The answer was organised 
outside of the organisation of the municipality, 
that’s quite crucial. (…) because otherwise you 
got political discussions about what is an artist 
and what not. And that’s very hard to work out 
for us for politicians and then you get always 
the very heavy discussion And then all the time 
pressure groups from artists they get, they go to 
the politicians about that, so what are you 
doing now“ (Interview Nr. 18). 

Finanzierung 

Die Programme sind mit einer geringen Fi-
nanzierung ausgestattet, die durch die Akqui-
sition weiterer Mittel ergänzt werden soll. Die 
Stadt Tampere unterstützt das Programm 
Creative Tampere während der Gesamtlauf-
zeit von 2006-2011 mit 10 Mio. Euro, davon in 
den Jahren 2006 bis 2007 mit 1,2 Mio. Euro, 
danach ansteigend. Das Programm eTampere 
zur Entwicklung der Informationsgesellschaft 
(2000-2005) erhielt von der Stadt 15 Mio. Euro, 
mit dem Erwerb weiterer Mittel standen ins-
gesamt 130 Mio. Euro zur Verfügung. Die In-
itiative für Biowissenschaften BioneXt (2003-
2010) erhält wie Creative Tampere 10 Mio. 
Euro von der Stadt, das Gesamtvolumen soll 
aus anderen Förderquellen auf 100 Mio. Euro 
aufgestockt werden (vgl. Kankaala 2006, 4). 
Auch für Creative Tampere sei mit weiteren 
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Fördermitteln zu rechnen. Die Quelle der zu-
sätzlichen Mittel wird nicht genannt. Wird ein 
Projekt ausgewählt, wird es nicht nur anteilig 
finanziert, sondern darüber hinaus mit ande-
ren Projekten personell oder konzeptionell 
vernetzt. Manchester: Knowledge Capital ver-
fügt über keine eigenen Projektmittel. Die Or-
ganisation finanziert sich über Beiträge der 
Mitglieder des Manchester: Knowledge Capi-
tal Board sowie über Mittel der regionalen 
Entwicklungsagentur. Für die Umsetzung von 
Projekten werden jeweils weitere Finanzie-
rungsmöglichkeiten gesucht. Die Initiative Ci-
ty Growth Manchester erhält beispielsweise 
Mittel des Department of Trade and Industry 
(DTI), die im Rahmen eines Wettbewerbs an 
neun Städte in England vergeben wurden (vgl. 
M:KC 2006). 

Die Art und Höhe der Finanzierung des Pro-
gramms für Kreative Industrien in Amster-
dam steht noch nicht fest.  

In Tampere ist von den Interviewpartnern ein 
zentrales Problem angesprochen worden, das 
die Förderung von Kreativität generell er-
schwert: Der Experiment-Charakter und poli-
tische Kontrolle lassen sich kaum vereinba-
ren. Entsprechend sei das Misstrauen unter 
den konservativen Wirtschaftsförderern hoch. 
“(...) it’s very difficult for public politicians to 
fund these kind of issues because they are still 
control-oriented, even in Finland, they are qui-
te control-oriented. They want to control crea-
tivity and that is a paradox: How do you control 
creativity? You can create platforms and than 
you have to interact with the people in those 
platforms all the time. Of course there are 
people who want to misuse the money. There 
are always these kind of people, but you can’t 
supervise and control, but you have to interact 
and see early in the process that they are not 
doing what they supposed to do, that they are 
using the money for something that is suppo-
sed to use”  (Interview Nr. 1). 

6 Schlussbetrachtung  

Der amerikanische Politikwissenschaftler und 
Urbanist Dennis R. Young (1978) argumen-
tierte schon vor gut 30 Jahren dafür, dass es 
keine optimale Struktur von Urban Governan-
ce gebe. Vielmehr könne Urban Governance 
auf viele grundlegende Weisen organisiert 
und aufgestellt werden. Für amerikanische 
Städte sei es weder aus politikwissenschaftli-
cher noch ökonomischer Perspektive möglich, 
ideale Formationen von Urban Governance zu 
identifizieren (Young 1978, 384f). An dieser 

früh für die USA formulierten Einsicht hat 
sich heute auch in Europa nicht viel geändert. 
Die Ausbreitung von New Urban Governance 
und die Vervielfältigung ihrer Formen schrei-
tet unaufhaltsam voran. Es steht zu vermuten, 
dass je moderner und komplexer das stadtent-
wicklungspolitische Feld ist, das beackert wird, 
umso eher kann mit dem Auftreten und der 
weitläufigen Anwendung von Governance-
Arrangements gerechnet werden. Dies gilt si-
cherlich für die europäische ebenso wie für die 
außereuropäische Stadt. Auch in der hier prä-
sentierten Empirie am Beispiel von Creative 
City Politics wurde deutlich, dass Strukturen 
von New Urban Governance in großem Maße 
das politische Handeln in den drei untersuch-
ten Städten Amsterdam, Manchester und 
Tampere bestimmen. Alle drei greifen gerade 
in dem modernen (modernistischen?) Bereich 
der Creative City Politics verstärkt auf New 
Urban Governance-Strukturen zurück. Dazu 
gehören unter anderem folgende Elemente: 

Aufbau: Eine ressortübergreifende und 
Kommunalgrenzen überschreitende Politik-
formulierung und -umsetzung, die Gründung 
von Querschnittsorganisationen. Der Staat 
tritt auf als Moderator und Vermittler. 

Beteiligte: Staatliche Vertreter der verschie-
denen Fachbehörden, Vertreter der Handels-
kammer und Mitglieder privater Lobbyorgani-
sationen mischen sich dezidiert mit engagier-
ten privaten Akteuren. 

Verfahren: Die Projektauswahl und Vergabe 
von Fördergeldern erfolgt durch Experten-
gremien, die nur durch die starke Mithilfe der 
Betroffenen selbst, in diesem Falle des Kreati-
ven Sektors, funktionieren. 

Finanzierung: Eine geringe Grundausstat-
tung, die ergänzt wird durch die Akquise von 
Projektmitteln z.B. aus nationalen (Amster-
dam) und EU-Programmen (Manchester), 
aber zunehmend auch privates Sponsoring. 

Die Notwendigkeit, auf New Urban Governan-
ce als Mittel der Wahl zurückzugreifen, ist aus 
Praxissicht unbestritten. Auch in theoretischer 
Perspektive sind Vorteile dieser flexibilisierten 
Form von städtischer Politik erkennbar. Hier-
zu gehören mindestens die Schaffung von Ve-
rantwortungs-Gemeinschaften an Stelle alter 
obrigkeitsstaatlicher Politiken, die Mobilisie-
rung des zivilgesellschaftlichen Potenzials zur 
Problemlösung, sowie die Förderung inte-
grierter Politikansätze statt sektoraler Politi-
ken (vgl. Fürst 2007,  9). Urban Governance-



PNDonline I|2009 11|14 
 

www.planung-neu-denken.de 

Arrangements gewährleisten oftmals flexible-
re institutionelle Lösungen mit hohem Ak-
teurs– und Problembezug. New Urban Gove-
nance wird sich deshalb weiter ausbreiten, das 
scheint gewiss; und dies gerade in den kom-
plexen, zukunftsorientierten Feldern städti-
scher Politik. Eine solche Prognose abzugeben 
ist heute risikolos. Dies haben auch die hier 
präsentierten empirischen Beispiele der Crea-
tive City Politics gezeigt.  

Aus der vermehrten empirischen Verbreitung 
ergibt sich jedoch zugleich eine wachsende 
Verantwortung der Stadtforschung, die Rela-
tion von Government und Governance noch 
durchdringender zu konzeptionalisieren. 
Denn die bestehenden Begrifflichkeiten von 
Governance sind derzeit noch schwammig 
und zu allgemein. Auch müssen die funktio-
nalen Orte unterschiedlicher Governance-
Strukturen noch präziser beschrieben werden 
im lokalen politischen System. So findet bspw. 
Kuder (2007), dass Governance-Prozesse im 
Denkmalschutz immer dann von besonderer 
Bedeutung sind, wenn weiterführende kon-
zeptionelle Arbeiten erforderlich sind oder gar 
ein Paradigmenwechsel im Werden ist. Er er-
kennt, „dass es genau diese entscheidende 
Phase der Problemerkenntnis, Ideenfindung, 
Ausarbeitung und Anerkennung eines Para-
digmas ist, die zum vordringlichen Gegen-
stand von Governance-Prozessen wird und, 
anders herum ausgedrückt, in dieser Phase 
Governance-Prozesse von besonderer Wich-
tigkeit sein dürften“ (Kuder 2007,  45f). Gover-
nance-Prozesse können also gerade in Zeiten 
hohen Problemlösungs- und Rechtfertigungs-
drucks hilfreich sein.  

Dies trifft auch zu für das hier untersuchte Po-
litikfeld. Gerade weil „Kreativität“ – sei es als 
kreative Branche, kreatives Produkt, kreative 
Infrastruktur oder kreatives Projekt – schwer 
zu identifizieren, zu kontrollieren und mit 
Government zu regieren ist, findet ihre städti-
sche Förderung in nahezu reinen Governan-
ce-Strukturen statt. Creative City Politics sind 
ein Paradebeispiel für die Anwendung von 
New Urban Governance in schwer zu 
kontrollierenden, aber strategisch hoch 
bedeutsamen Bereichen der Stadtpolitik. 
Wenn nun Governance-Prozesse in solch 
paradigmatischen Feldern gerade von 
besonders großer Bedeutung sind, sollte die 
Forschung alles daran setzen, sie präzise zu 
beschreiben und zu unterscheiden. Bisher 
jedoch sind die Debatten hierzu in der 
deutschen Stadtentwicklungs- und 
Raumplanungsdiskussion leider in hohem 
Maße unpräzise. Dietrich Fürst legt hier den  

den  Finger präzise in die Wunde. Er mahnt, 
dass in den Planungswissenschaften eigent-
lich gar nicht wissenschaftlich gearbeitet wer-
de. Stadtplanung, Regionalplanung, Raum-
planung hätten selbst kaum wissenschaftliche 
Beiträge geleistet, sondern vielmehr von den 
in den Revieren der Nachbardisziplinen er-
beuteten Pfründen gelebt. Mit Bezug zum 
Beispiel auf Arbeiten der Akademie für 
Raumforschung (ARL) und das weitere Um-
feld der Planungsdiskussion in Deutschland 
stellt Dietrich Fürst fest: „Sofern hier wissen-
schaftlich gearbeitet wird, gibt es in den Pla-
nungswissenschaften keine genuin-
eigenständige Forschung. Vielmehr werden 
die dafür wichtigsten Erkenntnisse im Analog-
Transfer aus der Soziologie, Politikwissen-
schaft/Verwaltungswissenschaft und der Psy-
chologie übernommen“ (Fürst 2004,  244). 
Vielleicht darf es deshalb bei längerem Be-
trachten auch nicht allzu sehr verwundern, 
wenn der Begriff Governance – sei es als Ur-
ban Governance, Regional Governance oder 
European Governance – heute noch relativ 
unsauber verwendet wird (vgl. Alt-
rock/Gütner/Kennel 2004).  

Neben diesem analytischen Desiderat stellt 
sich aber auch normativ die Frage nach der 
Bewertung von New Urban Governance. Sind 
Governance-Arrangements als Zugewinn pri-
vater Beteiligung in der Politik oder als Ver-
lust an öffentlicher Kontrolle der Stadtent-
wicklung zu begreifen? Aus politikwissen-
schaftlicher Sicht stellt sich je mehr Gover-
nance-Prozesse sich ausbreiten umso stärker 
die Frage nach einer Art ‚Meta-Governance’ 
durch persönliche Kontrolle und Aufsicht (vgl. 
Haus/Heinelt 2004,  180). Gemeint ist damit 
eine reflexive Kraft in der Gestalt von Füh-
rungspersonen, die in der Lage wären, die 
neuen Verbünde öffentlicher und privater Ak-
teure bei der Gestaltung der europäischen 
Stadt zu beobachten – und notfalls zu verän-
dern, wenn dies aus demokratischer, städti-
scher, politischer oder kultureller Sicht gebo-
ten scheint. Es müsste, so führen Michael 
Haus und Hubert Heinelt aus, vermehrt poli-
tisch legitimierte Führungspersönlichkeiten 
geben, die im Stande wären, die neuen Arran-
gements öffentlich-privater Steuerungszirkel 
zu übersehen und ebenso zu kontrollieren 
wie auch zu legitimieren. Eine gestärkte poli-
tische Führungsklasse – ‚Leadership’ – würde 
also einen Ausweg aus dem vermeintlichen 
Dilemma weisen: „Darin scheint uns der tiefe-
re Zusammenhang zwischen einer Stärkung 
und Redefinition von durch Wahlen demokra-
tisch legitimierten Führungsrollen (leaders-
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hip) auf der einen Seite und erweiterter Ein-
bindung der Gesellschaft auf der anderen Sei-
te zu liegen. Für eine ‚meta-governance’ hat 
das Zusammenspiel demokratisch verantwort-
licher, aber autonom handlungsfähiger Füh-
rungspersönlichkeiten mit einer gut organi-
sierten, selbstbewussten und lokal eingebette-
ten Gesellschaftswelt zentrale Bedeutung, 
weil es Offenheit für gesellschaftliche Diskur-
se und Aushandlungsprozesse mit der Klar-
heit und Transparenz politischer Letztverant-
wortung (accountability) verbinden kann“ 
(Haus/Heinelt 2004, 180). 

Ruht nun die „Letztverantwortung“ für Go-
vernance auf den Schultern „handlungsfähi-
ger Führungspersönlichkeiten“, so wird Pla-
tons Frage nach den Führern des Staates hoch 
aktuell.  

Denn nach Platons klassischer Einsicht lag die 
Tugendhaftigkeit des Staatswesens nicht al-
lein in den Gesetzen. Vielmehr sind es die 
Staatsführer selbst, die indem sie Regierungs-
ämter innehaben, mit ihren persönlichen Ei-
genschaften wirken. Deren Auffassung von 
Wahrheit, Gerechtigkeit, Maß und Mut sei 
entscheidend:  

„nur Gerechtigkeit allein kann Bestand und 
Dauer des Staatlichen bewirken; nur wer sich 
selber Freund ist, vermag Freundschaft ande-
rer, die von Bestand ist, zu erwerben. Diese 
beiden Sätze umschließen das Ganze der pla-
tonischen Staatsphilosophie, den wesentli-
chen Zusammenhang von Staat und Seele 
wie den von Politik und Philosophie“ (Gada-
mer 1985,  251).  

Dieses tradierte Bild von der Bedeutung der 
politischen Führer als Menschen mit Eigen-
schaften und der daraus folgenden Wirkkraft 
ihrer Persönlichkeit erscheint im Kontext von 
Governance heute aktueller denn je. Urban 

Governance führt zu neuen Netzwerken zwi-
schen öffentlichen und privaten Akteuren. 
Diese sind kaum vollständig durch Gesetze, 
Verordnungen, Sitzungsprotokolle oder pari-
tätische Teilhabe zu kontrollieren. Vielmehr 
liegt es im Wesen von Governance als diffuser, 
teils zentrifugaler Steuerungsform, die legis-
lativen und administrativen Wege des Go-
vernments zu verlassen und Bypässe rund um 
das politisch-adminstrative System zu legen, 
die Wege für neue Kommunikations- und 
Entscheidungsströme bahnen. Entsprechend 
werden Habitus und Haltung der Beteiligten 
mit einem Male alles – entscheidend. Die poli-
tischen Führungspersönlichkeiten könnten so 
in einer Art ‚Leadership’ zu den letzten Garan-
ten einer verantwortbaren Regierung durch 
Governance werden. Bei ihnen läge dann die 
„Letztverantwortung“. 

New Urban Governance führt uns also zurück 
zu alten Fragen. Mögliche Antworten darauf 
hält Platon seit mehr als zweitausend Jahren 
für uns bereit. Es gibt gegenwärtige, politik-
wissenschaftliche Argumente, die legen es 
nahe, das Städte- und Staatswesen sollte zur 
politischen Kontrolle wie auch zur Legitimati-
on von neuen Governance-Strukturen neu 
und letztendlich entscheidend auf die Aus-
wahl der Führungspersönlichkeiten und de-
ren autonomes Handeln vertrauen.  – Ob Pla-
ton heute noch dieser Empfehlung zustim-
men würde … wir wissen es nicht! Die gegen-
wärtige Stadtforschung und Stadtpolitik muss 
selbst die Antworten finden: Ist damit Platons 
Staats- und Führungsideal  im 21. Jahrhun-
dert am Ende doch noch realistisch und zu-
gleich notwendig geworden? Oder müssen wir 
seinen Text auch im 21. Jahrhundert erneut 
lesen als einen schriftstellerischen Protest, 
formuliert gegen die Wirklichkeit und für die 
Utopie einer erwünschen Staatführung? 
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